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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über vorübergehende Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels in Ergänzung der 
Handelszugeständnisse für ukrainische Waren im Rahmen des 
Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Europäischen 
Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits
(COM(2024)0050 – C9-0021/2024 – 2024/0028(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2024)0050),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 207 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C9-0021/2024),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für internationalen Handel 
(A9-0077/2024),

1. legt seinen Standpunkt in erster Lesung fest, indem es den Vorschlag der Kommission 
übernimmt;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Mit der vorgeschlagenen Verordnung sollen die im Mai 2022 angenommenen und im Mai 
2023 verlängerten Maßnahmen der EU zur Liberalisierung des Handels mit Waren mit 
Ursprung in der Ukraine um ein weiteres Jahr ab dem derzeitigen Ablaufdatum (5. Juni 2024) 
verlängert werden. 

Der Vorschlag sieht die vorübergehende Aussetzung aller ausstehenden Zölle gemäß Titel IV 
des Assoziierungsabkommens zwischen der EU und der Ukraine zur Errichtung einer 
vertieften und umfassenden Freihandelszone vor. Dies betrifft zwei Warenkategorien: Obst 
und Gemüse, das der Einfuhrpreisregelung unterliegt, sowie landwirtschaftliche Erzeugnisse 
und landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse, für die Zollkontingente gelten. Außerdem 
werden die einschlägigen Teile der Verordnung über Schutzmaßnahmen1 für ukrainische 
Einfuhren vorübergehend ausgesetzt. 

Mit dem Vorschlag werden verstärkte Schutzmechanismen eingeführt, um den nachteiligen 
Auswirkungen auf den Markt in den Mitgliedstaaten der EU vorzubeugen und 
entgegenzuwirken. Dabei kann die Kommission alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, 
einschließlich der Wiedereinführung von Zöllen, wenn sie feststellt, dass die Einfuhr einer 
bestimmten unter diese Verordnung fallenden Ware zu Marktstörungen in der EU oder einem 
ihrer Mitgliedstaaten führt. Für besonders empfindliche Waren, nämlich Geflügel, Eier und 
Zucker, sieht die Verordnung eine automatische Schutzmaßnahme vor, mit der sichergestellt 
wird, dass die zollfreie Einfuhr dieser Waren auf das Niveau von 2022 bzw. 2023 begrenzt 
wird. Die Kommission wird die Auswirkungen der Maßnahmen zur Liberalisierung des 
Handels in Bezug auf die Einfuhrmengen und -preise regelmäßig kontrollieren.

Die Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels sind dabei an die Bedingung geknüpft, dass 
die Ukraine die demokratischen Grundsätze, die Menschenrechte, die Grundfreiheiten und 
den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit achtet sowie sich unablässig und nachhaltig um die 
Bekämpfung von Korruption, organisierter Kriminalität und Terrorismus bemüht.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels sind ein sichtbarer 
Ausdruck der Solidarität der EU mit der Ukraine und werden angesichts des anhaltenden 
Angriffskriegs Russlands befürwortet. Mit der vorübergehenden Aussetzung der Zölle auf 
landwirtschaftliche Erzeugnisse, bei denen es sich um eine der wichtigsten Einnahmequellen 
des Landes handelt, wird dazu beigetragen, die ukrainische Wirtschaft zu stabilisieren und die 
Handelsbeziehungen mit der EU auszuweiten. Durch die Maßnahmen werden auch die 
schrittweise Integration der Ukraine in den EU-Binnenmarkt und die Angleichung an die EU-
Standards erleichtert, wodurch das Land auf seinem Weg zur EU-Mitgliedschaft unterstützt 
wird.

In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen sollte das Europäische Parlament den Vorschlag 
der Kommission annehmen, die Maßnahmen der EU zur Liberalisierung des Handels für die 
Ukraine um ein weiteres Jahr zu verlängern.

1 Verordnung (EU) 2015/478 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2015 über eine 
gemeinsame Einfuhrregelung.
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ANLAGE: EINRICHTUNGEN ODER PERSONEN
VON DENEN DIE BERICHTERSTATTERIN BEITRÄGE ERHALTEN HAT

Gemäß Anlage I Artikel 8 der Geschäftsordnung erklärt die Berichterstatterin, dass sie bei der 
Vorbereitung des Berichts bis zu dessen Annahme im Ausschuss Beiträge von folgenden 
Einrichtungen oder Personen erhalten hat:

Einrichtung und/oder Person
European Commission DG TRADE
European Commission DG AGRI
Belgian Council Presidency
Copa-Cogeca - Committee of Professional Agricultural Organisations-General 
Confederation of Agricultural Cooperatives
Deputy Minister of Economy – Trade representative of Ukraine Mr Taras Kachka

Die vorstehende Liste wird unter der ausschließlichen Verantwortung der Berichterstatterin 
erstellt.
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27.2.2024

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR LANDWIRTSCHAFT UND 
LÄNDLICHE ENTWICKLUNG

für den Ausschuss für internationalen Handel

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
vorübergehende Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels in Ergänzung der 
Handelszugeständnisse für ukrainische Waren im Rahmen des Assoziierungsabkommens 
zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits
(COM(2024)0050 – C9-0021/2024 – 2024/0028(COD))

Verfasser der Stellungnahme: Juozas Olekas

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung ersucht den federführenden 
Ausschuss für internationalen Handel, Folgendes zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Der am 24. Februar 2022 
begonnene unprovozierte und 
ungerechtfertigte Angriffskrieg Russlands 
gegen die Ukraine hat tiefgreifende 
negative Auswirkungen auf die Fähigkeit 
der Ukraine, mit dem Rest der Welt Handel 
zu treiben, sowohl wegen der Zerstörung 
von Produktionskapazitäten als auch 
wegen der Nichtverfügbarkeit eines 
wesentlichen Teils der 
Transportmöglichkeiten, zum Beispiel 
infolge der Beschränkung und Unsicherheit 
im Hinblick auf den Zugang zum 
Schwarzen Meer. Unter diesen 

(4) Der am 24. Februar 2022 
begonnene unprovozierte und 
ungerechtfertigte Angriffskrieg Russlands 
gegen die Ukraine hat tiefgreifende 
negative Auswirkungen auf die Fähigkeit 
der Ukraine, mit dem Rest der Welt Handel 
zu treiben, sowohl wegen der Zerstörung 
von Produktionskapazitäten als auch 
wegen der Nichtverfügbarkeit eines 
wesentlichen Teils der 
Transportmöglichkeiten, zum Beispiel 
infolge der Beschränkung und Unsicherheit 
im Hinblick auf den Zugang zum 
Schwarzen Meer. Unter diesen 
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außergewöhnlichen Umständen und um die 
negativen wirtschaftlichen Auswirkungen 
des Angriffskriegs Russlands gegen die 
Ukraine abzumildern, muss der Ausbau 
engerer Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
der Union und der Ukraine beschleunigt 
werden, damit den ukrainischen Behörden 
und der Bevölkerung weiterhin 
Unterstützung geleistet werden kann. Es ist 
daher notwendig und angezeigt, im 
Einklang mit der Beschleunigung des 
Abbaus von Zöllen im Handel zwischen 
der Union und der Ukraine auch weiterhin 
die Handelsströme zu stimulieren und 
Zugeständnisse in Form von Maßnahmen 
zur Liberalisierung des Handels für alle 
Waren zu gewähren.

außergewöhnlichen Umständen und um die 
negativen wirtschaftlichen Auswirkungen 
des Angriffskriegs Russlands gegen die 
Ukraine abzumildern, muss der Ausbau 
engerer Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
der Union und der Ukraine beschleunigt 
werden, damit den ukrainischen Behörden 
und der Bevölkerung weiterhin 
Unterstützung geleistet werden kann. Es ist 
daher notwendig und angezeigt, im 
Einklang mit der Beschleunigung des 
Abbaus von Zöllen im Handel zwischen 
der Union und der Ukraine auch weiterhin 
die Handelsströme zu stimulieren und 
Zugeständnisse in Form von Maßnahmen 
zur Liberalisierung des Handels für alle 
Waren zu gewähren und gleichzeitig die 
Existenz u. a. von europäischen 
Herstellern, die sich in Ländern in der 
Nähe der Ukraine befinden, zu sichern.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Mit den Maßnahmen zur 
Liberalisierung des Handels wird sowohl 
ein wichtiges Zeichen für die weitere 
Integration der Ukraine in den EU-Markt 
gesetzt, als auch für mehr Stabilität in der 
stark von Ausfuhren abhängigen 
Wirtschaft der Ukraine gesorgt. 
Schutzmaßnahmen, durch die die 
Liberalisierung des Handels 
eingeschränkt wird, sollten kein 
Hindernis für die künftige Wirtschafts- 
und Marktintegration darstellen, sondern 
dazu dienen, für Ausgewogenheit beim 
Handel zu sorgen.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Vermeidung von Betrug sollten 
die in dieser Verordnung vorgesehenen 
Präferenzregelungen nur gewährt werden, 
wenn die Ukraine alle einschlägigen 
Voraussetzungen für die Gewährung von 
Vergünstigungen aus dem 
Assoziierungsabkommen erfüllt, was auch 
beinhaltet, dass die Ukraine die 
Ursprungsregeln für die betroffenen Waren 
und die damit verbundenen Verfahren 
einhält und in eine enge 
Verwaltungszusammenarbeit mit der 
Union eintritt, wie dies in dem 
Assoziierungsabkommen vorgesehen ist.

(8) Zur Vermeidung von Betrug sollten 
die in dieser Verordnung vorgesehenen 
Präferenzregelungen nur gewährt werden, 
wenn die Ukraine alle einschlägigen 
Voraussetzungen für die Gewährung von 
Vergünstigungen aus dem 
Assoziierungsabkommen erfüllt, was auch 
beinhaltet, dass die Ukraine die 
Ursprungsregeln für die betroffenen Waren 
und die damit verbundenen Verfahren 
einhält und in eine enge 
Verwaltungszusammenarbeit mit der 
Union eintritt, um jegliche größere 
Destabilisierung des Binnenmarkts zu 
verhindern, wie dies in dem 
Assoziierungsabkommen vorgesehen ist, 
und auch mit den Mitgliedstaaten, in 
Fällen, in denen bilaterale und 
einvernehmliche Lösungen bestehen.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die in dieser Verordnung 
vorgesehenen Präferenzregelungen sollten 
außerdem nur gewährt werden, wenn die 
Ukraine davon absieht, neue Zölle oder 
Abgaben gleicher Wirkung und neue 
mengenmäßige Beschränkungen oder 
Maßnahmen gleicher Wirkung 
einzuführen, die bestehenden Zölle oder 
Abgaben zu erhöhen oder sonstige 
Beschränkungen des Handels mit der 
Union einzuführen, es sei denn, dies ist im 
Kontext des Angriffskriegs Russlands 
eindeutig gerechtfertigt.

(9) Die in dieser Verordnung 
vorgesehenen Präferenzregelungen sollten 
außerdem nur gewährt werden, wenn die 
Ukraine davon absieht, neue Zölle oder 
Abgaben gleicher Wirkung und neue 
mengenmäßige Beschränkungen oder 
Maßnahmen gleicher Wirkung 
einzuführen, die bestehenden Zölle oder 
Abgaben zu erhöhen oder sonstige 
Beschränkungen des Handels mit der 
Union einzuführen, es sei denn, dies ist im 
Kontext des Angriffskriegs Russlands und 
in einvernehmlich vereinbarten Fällen 
eindeutig gerechtfertigt.

Änderungsantrag 5
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Vorbehaltlich einer Bewertung 
durch die Kommission, die im Rahmen der 
regelmäßigen Überwachung der 
Auswirkungen dieser Verordnung 
durchgeführt und entweder auf 
ordnungsgemäß begründeten Antrag eines 
Mitgliedstaats oder auf eigene Initiative der 
Kommission eingeleitet wird, muss die 
Möglichkeit vorgesehen werden, alle 
erforderlichen Maßnahmen im Hinblick 
auf Einfuhren von Waren, die in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallen und sich nachteilig auf den 
Unionsmarkt oder den Markt eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten für gleichartige 
oder unmittelbar konkurrierende Waren 
auswirken, zu ergreifen. Die Lage der 
Märkte für Geflügel, Eier und Zucker ist 
besonders prekär, sodass die 
landwirtschaftlichen Erzeuger in der Union 
durch steigende Einfuhren aus der Ukraine 
geschädigt werden könnten. Es ist 
angezeigt, für Eier, Geflügel und 
Zuckererzeugnisse eine automatische 
Schutzmaßnahme einzuführen, die aktiviert 
wird, wenn die Einfuhren gemäß dieser 
Verordnung das arithmetische Mittel der 
2022 und 2023 eingeführten Mengen 
übersteigen.

(11) Vorbehaltlich einer Bewertung 
durch die Kommission, die im Rahmen der 
regelmäßigen Überwachung der 
Auswirkungen dieser Verordnung 
durchgeführt und entweder auf 
ordnungsgemäß begründeten Antrag eines 
Mitgliedstaats oder auf eigene Initiative der 
Kommission eingeleitet wird, muss die 
Möglichkeit vorgesehen werden, alle 
erforderlichen Maßnahmen im Hinblick 
auf Einfuhren von Waren, die in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallen und sich nachteilig auf den 
Unionsmarkt oder den Markt eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten für gleichartige 
oder unmittelbar konkurrierende Waren 
auswirken, zu ergreifen. Die Lage der 
Märkte für Getreide, Geflügel, Eier und 
Zucker ist besonders prekär, sodass die 
landwirtschaftlichen Erzeuger in der Union 
durch steigende Einfuhren aus der Ukraine 
geschädigt werden könnten. Es ist 
angezeigt, für Getreide, Eier, Geflügel und 
Zuckererzeugnisse eine automatische 
Schutzmaßnahme einzuführen, die aktiviert 
wird, wenn die Einfuhren gemäß dieser 
Verordnung das arithmetische Mittel der 
2021 und 2022 eingeführten Mengen 
übersteigen, sowie angemessene 
Schutzmaßnahmen für die anderen 
Waren. 

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Die Kommission wird warnend auf 
die kritische Lage auf dem Zuckermarkt 
hingewiesen, auf dem die Einfuhrmengen 
im ersten Halbjahr 2024 bereits sehr hoch 
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sind. Es wird daher betont, dass die 
Kommission ab dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung unbedingt wachsam handeln 
muss, indem sie eine genaue monatliche 
Kontrolle der Ausfuhren sicherstellt.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Da die Ukraine den Status eines 
Bewerberlandes für die EU-
Mitgliedschaft hat, sollte die Kommission 
bei der Bewertung und dem Jahresbericht 
berücksichtigen, dass mit der Arbeit an 
einem Umstrukturierungsprogramm für 
den ukrainischen Agrarsektor und dessen 
Agrar- und Lebensmittelindustrie 
begonnen werden muss. Dieses 
Programm sollte mit den Zielen des 
Beitritts der Ukraine zur Union sowie mit 
dem Ziel vereinbar sein, dass die Ukraine 
weltweit ein wichtiger Exporteur von 
Agrar- und Lebensmittelerzeugnissen 
bleibt, und eine angemessene Reform der 
ukrainischen Agrarpolitik in der Zeit der 
Umstrukturierung und des 
Wiederaufbaus umfassen. In dem 
Jahresbericht sollten gegebenenfalls auch 
Anhaltspunkte für die Überprüfung der 
vertieften und umfassenden 
Freihandelszone als Teil des 
Assoziierungsabkommens vorgelegt 
werden.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13b) Die Förderung und Kontrolle der 
Entwicklung des Agrarhandels mit der 
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Ukraine muss langfristig betrachtet 
werden und darf nicht auf kurzfristige 
Maßnahmen beschränkt werden. In 
diesem Sinn sollte die Kommission ein 
umfassendes System von Ein- und 
Ausfuhrlizenzen mit der Ukraine 
vorschlagen, das es ermöglicht, die 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse vom 
Zeitpunkt der Einfuhr in einen EU-
Mitgliedstaat bis zur Ankunft am 
Bestimmungsort unter der Aufsicht der 
Kommission genau zu überwachen, und 
wodurch ferner ein dauerhaftes, an den 
Bestimmungsort der einzelnen 
Erzeugnisse 
angepasstes Maßnahmenpaket mit 
Hebeln, Investitionen in die Lagerung 
und Logistik und die Anwendung von 
EU-Standards – sofern das Erzeugnis für 
den EU-Markt bestimmt ist – ermöglicht 
wird. Bei Erhebung erstattungsfähiger 
Zölle sollten diese Mittel zur 
Finanzierung der Kriegsanstrengungen in 
der Ukraine verwendet werden.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Die Ukraine sieht davon ab, für die 
Einfuhr von Waren mit Ursprung in der 
Union neue Zölle oder Abgaben gleicher 
Wirkung und neue mengenmäßige 
Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher 
Wirkung einzuführen, die bestehenden 
Zölle oder Abgaben zu erhöhen oder 
sonstige Beschränkungen des Handels mit 
der Union, einschließlich diskriminierender 
interner Verwaltungsmaßnahmen, 
einzuführen, es sei denn, dies ist im 
Kontext des Krieges eindeutig 
gerechtfertigt.

b) Die Ukraine sieht davon ab, für die 
Einfuhr von Waren mit Ursprung in der 
Union neue Zölle oder Abgaben gleicher 
Wirkung und neue mengenmäßige 
Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher 
Wirkung einzuführen, die bestehenden 
Zölle oder Abgaben zu erhöhen oder 
sonstige Beschränkungen des Handels mit 
der Union, einschließlich diskriminierender 
interner Verwaltungsmaßnahmen, 
einzuführen, es sei denn, dies ist im 
Kontext des Krieges eindeutig 
gerechtfertigt oder einvernehmlich von 
der Ukraine und der EU bzw. einem der 
Mitgliedstaaten beschlossen. 
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Ersucht ein Mitgliedstaat die 
Kommission um die Aussetzung einer der 
vorgesehenen Präferenzregelungen auf der 
Grundlage einer Nichteinhaltung der in 
Artikel 2 Buchstabe b genannten 
Bedingungen durch die Ukraine, so legt die 
Kommission innerhalb von vier Monaten 
nach dem Ersuchen eine begründete 
Stellungnahme vor, in der dargelegt wird, 
ob die Beanstandung wegen 
Nichteinhaltung durch die Ukraine 
begründet ist. Kommt die Kommission zu 
dem Schluss, dass die Beanstandung 
begründet ist, so leitet sie das in Absatz 1 
dieses Artikels genannte Verfahren ein.

(2) Ersucht ein Mitgliedstaat die 
Kommission um die Aussetzung einer der 
vorgesehenen Präferenzregelungen auf der 
Grundlage einer Nichteinhaltung der in 
Artikel 2 Buchstabe b genannten 
Bedingungen durch die Ukraine, so legt die 
Kommission innerhalb von vier Wochen 
nach dem Ersuchen eine begründete 
Stellungnahme vor, in der dargelegt wird, 
ob die Beanstandung wegen 
Nichteinhaltung durch die Ukraine 
begründet ist. Kommt die Kommission zu 
dem Schluss, dass die Beanstandung 
begründet ist, so leitet sie das in Absatz 1 
dieses Artikels genannte Verfahren ein.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wird eine unter Artikel 1 Absatz 1 fallende 
Ware mit Ursprung in der Ukraine unter 
Bedingungen eingeführt, die sich nachteilig 
auf den Unionsmarkt oder den Markt eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten für 
gleichartige oder unmittelbar 
konkurrierende Waren auswirken, so kann 
die Kommission mittels eines 
Durchführungsrechtsakts alle 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen. 
Dieser Durchführungsrechtsakt wird nach 
dem in Artikel 5 Absatz 3 erwähnten 
Prüfverfahren erlassen.

Wird eine unter Artikel 1 fallende Ware 
oder eine andere Ware mit Ursprung in der 
Ukraine unter Bedingungen eingeführt, die 
sich nachteilig auf den Unionsmarkt oder 
den Markt eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten für gleichartige oder 
unmittelbar konkurrierende Waren 
auswirken, so kann die Kommission 
mittels eines Durchführungsrechtsakts alle 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen, 
einschließlich der Nutzung von Mitteln im 
Rahmen der Verordnung (EU) 2024/… 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Einrichtung der Fazilität für die 
Ukraine (2023/0200(COD)) für den 
Erwerb ukrainischer landwirtschaftlicher 
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Erzeugnisse, die im Rahmen der 
humanitären Hilfe der Union für 
Drittstaaten bestimmt sind, einschließlich 
einer möglichen Lagerung im Gebiet der 
Union. Dieser Durchführungsrechtsakt 
wird nach dem in Artikel 5 Absatz 3 
erwähnten Prüfverfahren erlassen.

Begründung

Schutzmaßnahmen auf der Grundlage von Artikel 4 sollten für alle aus der Ukraine 
eingeführten Waren gelten. Artikel 1 Absatz 2 gilt für alle Einfuhren aus der Ukraine, womit 
die Möglichkeit ausgesetzt wird, die üblichen Schutzmaßnahmen nach dem Übereinkommen 
der Welthandelsorganisation anzuwenden. Daher sollten die Schutzmaßnahmen gemäß 
Artikel 4 der Verordnung über autonome Handelsmaßnahmen auch auf alle Einfuhren 
angewandt werden können. Außerdem sollte die Kommission als Teil der erforderlichen 
Maßnahmen die Möglichkeit erhalten, Mittel im Rahmen der Fazilität zur Stabilisierung der 
Marktpreise durch den Erwerb von landwirtschaftlichen Erzeugnisse für humanitäre Zwecke 
zu verwenden.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission unterrichtet die 
Mitgliedstaaten ab Inkrafttreten dieser 
Verordnung alle zwei Monate über die 
Ergebnisse der regelmäßigen 
Überwachung.

Die Kommission unterrichtet die 
Mitgliedstaaten und das Europäische 
Parlament ab Inkrafttreten dieser 
Verordnung monatlich über die Ergebnisse 
der regelmäßigen Überwachung.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 3 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Bewertung gemäß Unterabsatz 1 wird 
innerhalb von vier Monaten nach ihrer 
Einleitung abgeschlossen.

Die Bewertung gemäß Unterabsatz 1 wird 
innerhalb von zwei Monaten nach ihrer 
Einleitung abgeschlossen.

Änderungsantrag 14
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Grad und Umfang des Anstiegs der 
Einfuhren der betroffenen Ware aus der 
Ukraine in absoluten und relativen Zahlen;

a) Grad und Umfang des Anstiegs der 
Einfuhren der betroffenen Ware aus der 
Ukraine sowohl in die EU insgesamt als 
auch in jeden einzelnen Mitgliedstaat in 
absoluten und relativen Zahlen;

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Wenn in kritischen Situationen eine 
Verzögerung einen schwer 
wiedergutzumachenden Schaden 
verursachen würde, kann die Kommission 
die erforderlichen Maßnahmen im Wege 
eines Durchführungsrechtsakts 
vorübergehend einführen. Solche 
Maßnahmen können nur auf einen 
ordnungsgemäß begründeten Antrag eines 
Mitgliedstaats gemäß Absatz 3 Buchstabe a 
eingeführt werden und werden innerhalb 
von 21 Tagen nach Eingang des Antrags 
erlassen. Der Durchführungsrechtsakt wird 
gemäß dem in Artikel 5 Absatz 4 
genannten Beratungsverfahren erlassen. 
Die Geltungsdauer einer vorläufigen 
Schutzmaßnahme darf 120 Tage nicht 
überschreiten.

(5) Wenn in kritischen Situationen eine 
Verzögerung einen schwer 
wiedergutzumachenden Schaden 
verursachen würde, kann die Kommission 
die erforderlichen Maßnahmen im Wege 
eines Durchführungsrechtsakts 
vorübergehend einführen. Solche 
Maßnahmen können nur auf einen 
ordnungsgemäß begründeten Antrag eines 
Mitgliedstaats gemäß Absatz 3 Buchstabe a 
eingeführt werden und werden innerhalb 
von 10 Tagen nach Eingang des Antrags 
erlassen. Der Durchführungsrechtsakt wird 
gemäß dem in Artikel 5 Absatz 4 
genannten Beratungsverfahren erlassen. 
Die Geltungsdauer einer vorläufigen 
Schutzmaßnahme darf 150 Tage nicht 
überschreiten.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 7 – Unterabsatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn zwischen dem 6. Juni und dem 
31. Dezember 2024 die jeweilige 
Gesamtmenge der seit dem 1. Januar 2024 

Wenn zwischen dem 6. Juni und dem 
31. Dezember 2024 die jeweilige 
Gesamtmenge der seit dem 1. Januar 2024 
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getätigten Einfuhren von Eiern, Geflügel 
oder Zucker das entsprechende 
arithmetische Mittel der 2022 und 2023 
verzeichneten Einfuhrmengen erreicht, 
führt die Kommission nach Unterrichtung 
des mit Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2015/478 eingesetzten 
Schutzmaßnahmenausschusses innerhalb 
von 21 Tagen

getätigten Einfuhren von Weichweizen 
(Mehl und Pellets), Gerste (Mehl und 
Pellets), Hafer, Mais (Mehl und Pellets), 
Grobgrieß und Feingrieß von Gerste, auf 
sonstige Weise verarbeiteten 
Getreidekörnern, Sonnenblumenkernen 
(Öl und Schrot), Rapssamen (Öl und 
Schrot), Honig, Eiern, Geflügel oder 
Zucker das entsprechende arithmetische 
Mittel der 2021 und 2022 verzeichneten 
Einfuhrmengen erreicht, führt die 
Kommission nach Unterrichtung des mit 
Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2015/478 eingesetzten 
Schutzmaßnahmenausschusses innerhalb 
von 10 Tagen

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 7 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) das dieser Ware entsprechende 
gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b 
ausgesetzte Zollkontingent bis zum 
31. Dezember 2024 wieder ein und

a) das dieser Ware entsprechende 
gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b 
ausgesetzte Zollkontingent bis zum 
31. Dezember 2024 wieder ein oder im 
Falle von Getreide und Ölsaaten bis zum 
31. Dezember 2024 ein neues 
Zollkontingent auf der Grundlage des 
arithmetischen Mittels der in den Jahren 
2021 und 2022 festgestellten 
Einfuhrmengen;

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 7 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) unterstützt die Ukraine dabei, alle 
Waren, die das jeweilige arithmetische 
Mittel der in den Jahren 2021 und 2022 
verzeichneten Einfuhrmengen erreicht 
haben, auf Märkte außerhalb der EU 
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auszuführen, sowie

Begründung

Geopolitisch betrachtet müssen wir der Ukraine dabei helfen, Marktanteile außerhalb der EU 
zurückzugewinnen, insbesondere in Bezug auf Märkte und Waren, bei denen Russland die 
entstandenen Lücken schließt.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 7 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) führt ab dem 1. Januar 2025 
entweder ein fünf Zwölftel dieses 
arithmetischen Mittels der Einfuhrmenge 
entsprechendes Zollkontingent oder das 
entsprechende gemäß Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b ausgesetzte Zollkontingent 
ein, je nachdem, welcher Betrag höher ist.

b) führt ab dem 1. Januar 2025 
entweder ein fünf Zwölftel dieses 
arithmetischen Mittels der Einfuhrmenge 
entsprechendes Zollkontingent oder das 
entsprechende gemäß Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b ausgesetzte Zollkontingent 
ein, je nachdem, welcher Betrag niedriger 
ist,

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 7 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) wobei im Fall von Mais diese 
Güter nur im Rahmen des zollrechtlichen 
Versandverfahrens gemäß Artikel 226 der 
Verordnung (EU) 952/2013 in ein Land 
oder Gebiet außerhalb des Zollgebiets der 
Europäischen Union befördert werden 
dürfen.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 7 – Unterabsatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn zwischen dem 1. Januar und dem 
5. Juni 2025 die jeweilige Gesamtmenge 
der seit dem 1. Januar 2025 getätigten 
Einfuhren von Eiern, Geflügel oder Zucker 
fünf Zwölftel des entsprechenden 
arithmetischen Mittels der 2022 und 2023 
verzeichneten Einfuhrmengen erreicht, 
führt die Kommission nach Unterrichtung 
des Schutzmaßnahmenausschusses 
innerhalb von 21 Tagen das dieser Ware 
entsprechende gemäß Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b ausgesetzte Zollkontingent 
wieder ein.

Wenn zwischen dem 1. Januar und dem 
5. Juni 2025 die jeweilige Gesamtmenge 
der seit dem 1. Januar 2025 getätigten 
Einfuhren von Weichweizen (Mehl und 
Pellets), Gerste (Mehl und Pellets), Hafer, 
Mais (Mehl und Pellets), Grobgrieß und 
Feingrieß von Gerste, auf sonstige Weise 
verarbeiteten Getreidekörnern, 
Sonnenblumenkernen (Öl und Schrot), 
Rapssamen (Öl und Schrot), Honig, 
Eiern, Geflügel oder Zucker fünf Zwölftel 
des entsprechenden arithmetischen Mittels 
der 2021 und 2022 verzeichneten 
Einfuhrmengen erreicht, führt die 
Kommission nach Unterrichtung des 
Schutzmaßnahmenausschusses innerhalb 
von 10 Tagen das dieser Ware 
entsprechende gemäß Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b ausgesetzte Zollkontingent 
wieder ein oder im Fall von Getreide, 
Sonnenblumenkernen (Öl und Schrot) 
oder Rapssamen (Öl und Schrot) ein 
neues Zollkontingent auf der Grundlage 
des jeweiligen arithmetischen Mittels der 
2021, 2022 und 2023 verzeichneten 
Einfuhrmengen. 

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 7 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für die Zwecke dieses Absatzes beziehen 
sich die Begriffe Eier, Geflügel und Zucker 
auf alle Waren, die unter die in der Anlage 
zu Anhang I-A des 
Assoziierungsabkommens aufgeführten 
Zollkontingente für Eier und Albumine, 
Geflügelfleisch und 
Geflügelfleischzubereitungen sowie 
Zucker fallen, und wird das arithmetische 
Mittel berechnet, indem die Summe der 
2022 und 2023 verzeichneten 

Für die Zwecke dieses Absatzes beziehen 
sich die Begriffe Weichweizen (Mehl und 
Pellets), Gerste (Mehl und Pellets), Hafer, 
Mais (Mehl und Pellets), Grobgrieß und 
Feingrieß von Gerste, auf sonstige Weise 
verarbeitete Getreidekörner, 
Sonnenblumenkerne (Öl und Schrot), 
Rapssamen (Öl und Schrot), Honig, Eier, 
Geflügel und Zucker auf alle Waren, die 
unter die in der Anlage zu Anhang I-A des 
Assoziierungsabkommens aufgeführten 
Zollkontingente für Weichweizen (Mehl 
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Einfuhrmengen durch zwei dividiert wird. und Pellets), Gerste (Mehl und Pellets), 
Hafer, Mais (Mehl und Pellets), 
Grobgrieß und Feingrieß von Gerste, auf 
sonstige Weise verarbeitete 
Getreidekörner, Sonnenblumenkerne (Öl 
und Schrot, Rapssamen (Öl und Schrot), 
Honig, Malz und Weizenkleber, Stärken, 
verarbeitete Stärke, Kleie, Rückstände, 
Eier und Albumine, Geflügelfleisch und 
Geflügelfleischzubereitungen sowie 
Zucker fallen, und wird das arithmetische 
Mittel berechnet, indem die Summe der 
2021 und 2022 verzeichneten 
Einfuhrmengen durch zwei dividiert wird.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 8 – Unterabsatz 1 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn die Einfuhr in oder die Durchfuhr 
durch die EU eines unter Artikel 1 
Absatz 1 fallenden Erzeugnisses mit 
Ursprung in der Ukraine erfolgt, sollten 
die staatlichen Stellen der Ukraine den 
Bestimmungsort aller Sendungen dieses 
Erzeugnisses festlegen, bevor sie die EU 
erreichen. Darüber hinaus sollten die 
staatlichen Stellen der Ukraine der 
Kommission alle erforderlichen 
Unterlagen vorlegen, aus denen 
hervorgeht, dass diese Sendungen ihren 
Bestimmungsort erreicht haben.

Begründung

Viele Einfuhren aus der Ukraine erreichen nicht die Gebiete, in denen sie benötigt werden, 
sondern gelangen an andere Orte, was zu Überschussproblemen führt.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 8 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) Die staatlichen Stellen der 
Ukraine sind für die Begleitdokumente 
zuständig, die unter Artikel 1 Absatz 1 
fallenden Erzeugnissen mit Ursprung in 
der Ukraine bei der Einfuhr in oder der 
Durchfuhr durch die EU beiliegen. Die 
betreffenden Erzeugnisse sind vor der 
Einfuhr in die EU deutlich mit ihrem 
endgültigen Bestimmungsort zu 
kennzeichnen.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 4a
Berichte

Die Kommission legt dem Europäischen 
Parlament und dem Rat bis zum 31. Mai 
2024 einen Bericht über die monatlichen 
Einfuhrströme in die Europäische Union 
von ukrainischen landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen wie Getreide und Ölsaaten, 
die nicht unter Artikel 4 dieser 
Verordnung fallen, vor, wobei die 
Mengen mit den 2021 und 2022 
verzeichneten Einfuhren verglichen 
werden. In dem Bericht wird ferner die 
Entwicklung der Marktpreise in der 
Europäischen Union dargestellt. 
Gegebenenfalls wird dem Bericht ein 
Legislativvorschlag für die Anwendung 
von Schutzmaßnahmen für diese Waren 
beigefügt.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Jahresbericht der Kommission über die 
Umsetzung der vertieften und umfassenden 
Freihandelszone muss eine ausführliche 
Bewertung der Durchführung der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Maßnahmen zur 
Liberalisierung des Handels sowie, soweit 
angemessen, eine Bewertung der sozialen 
Auswirkungen dieser Maßnahmen auf die 
Ukraine und die Union enthalten. 
Informationen über Einfuhren von Waren 
nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b 
werden auf der Website der Kommission 
zur Verfügung gestellt und monatlich 
aktualisiert.

Der Jahresbericht der Kommission über die 
Umsetzung der vertieften und umfassenden 
Freihandelszone muss eine ausführliche 
Bewertung der Durchführung der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Maßnahmen zur 
Liberalisierung des Handels sowie, soweit 
angemessen und, sowohl mit Blick auf die 
Wirtschaft als auch auf die Entwicklung 
des ländlichen Raums, eine Bewertung der 
sozialen Auswirkungen dieser Maßnahmen 
auf die Ukraine und die Union enthalten. 
Informationen über Einfuhren von Waren 
nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b 
werden auf der Website der Kommission 
zur Verfügung gestellt und monatlich 
aktualisiert.

Angesichts des Status der Ukraine als 
Bewerberland sollte in dem Jahresbericht 
berücksichtigt werden, dass möglichst 
bald ein Umstrukturierungsprogramm für 
den Agrarsektor der Ukraine und die 
ukrainische Agrar- und 
Lebensmittelindustrie ausgearbeitet 
werden muss, das uneingeschränkt mit 
den Zielen des Beitritts der Ukraine zur 
Union und dem Ziel, dass die Ukraine 
weiterhin ein wichtiger Ausführer von 
Agrar- und Lebensmittelerzeugnissen 
weltweit bleibt, im Einklang steht. In dem 
Jahresbericht sollten gegebenenfalls auch 
Anhaltspunkte für die Überprüfung der 
vertieften und umfassenden 
Freihandelszone als Teil des 
Assoziierungsabkommens vorgelegt 
werden. 
Die Kommission erstattet den 
Mitgliedstaaten zweimal jährlich Bericht 
über den Stand der Umsetzung der 
Verpflichtungen aus Anhang V der 
vertieften und umfassenden 
Freihandelszone durch die Ukraine und 
über den Prozess der Angleichung der 
ukrainischen Rechtsvorschriften an die 
Normen und Anforderungen der EU in 
der landwirtschaftlichen Erzeugung, 
insbesondere an die Normen für 
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Lebensmittelsicherheit und Tierschutz.
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ANLAGE: EINRICHTUNGEN ODER PERSONEN
VON DENEN DER VERFASSER DER STELLUNGNAHME BEITRÄGE ERHALTEN 

HAT

Gemäß Anlage I Artikel 8 der Geschäftsordnung erklärt der Verfasser der Stellungnahme, 
dass er bei der Vorbereitung der Stellungnahme bis zu deren Annahme im Ausschuss Beiträge 
von folgenden Einrichtungen oder Personen erhalten hat:

Einrichtung und/oder Person

Handelsbeauftragter der Ukraine
COPA-COGECA

Die vorstehende Liste wird unter der ausschließlichen Verantwortung des Verfassers der 
Stellungnahme erstellt.
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